
 
 

Der Deutsche Evangelische Verband für Altenarbeit und Pflege (DEVAP) e.V. ist der größte evangelische Fachverband auf Bun-
desebene und vertritt über 1.950 stationäre Einrichtungen der Altenhilfe, über 1.400 ambulante gesundheits- und sozialpflegeri-
sche Dienste, mehr als 120 Pflegeschulen mit ca. 9.600 Ausbildungsplätzen sowie zahlreiche Altentagesstätten und Initiativen. 
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Pflegebedürftige und pflegende Angehörige müssen sichtbar entlastet werden 

Die Reformpläne des BMG greifen zu kurz  

Der Deutsche Evangelische Verband für Altenarbeit und Pflege e.V. (DEVAP) äußert sich zu 

dem aktuellen Arbeitsentwurf Pflegereformgesetz des Bundesgesundheitsministeriums: 

„Auch die positiv zu wertende Leistungserhöhung und die jährliche Dynamisierung lassen lei-

der nicht darüber hinwegsehen, dass diese Anpassungen die zu erwartenden Kostensteige-

rungen zwar abmildern aber nicht langfristig abfangen“, so Wilfried Wesemann, Vorsitzender 

des DEVAP. „Damit regionale Unterschiede berücksichtigt werden, ist es richtig eine prozen-

tuale Berechnung bei der Begrenzung der Eigenanteile vorzunehmen, statt, einen Pauschal-

betrag von 700 € festzulegen. Unsere Forderung aber, eine zunehmende finanzielle Überfor-

derung der Pflegebedürftigen effektiv zu verhindern und gleichwertige Lebensverhältnisse für 

hilfs - und pflegebedürftige Menschen zu schaffen, ist damit nicht erfüllt.“ 

Wesemann bezieht sich u.a. auf Berechnungen des Johanneswerk in Bielefeld, wonach die 

über drei Jahre gestaffelte Reduktion des Eigenanteils ab dem 2. Jahr vielen Pflegeheimbe-

wohnern nicht zugutekommt, weil die Verweildauer der Menschen in der stationären Pflege 

überwiegend unter 12 Monaten liegt. Außerdem werden die Pflegebedürftigen so auch wei-

terhin an den Kostensteigerungen durch Tariferhöhungen und steigende Personalwerte be-

teiligt. 

„Leider wurde unsere Forderung, die Leistungen der medizinischen Behandlungspflege in 

stationären Einrichtungen aus der bisherigen Zahlungspflicht der Pflegebedürftigen heraus-

zunehmen, ebenfalls nicht berücksichtigt“, so Wesemann weiter. „Die geplante Regelung, 

dass die Krankenkassen einen Pauschalbetrag in Höhe von 640 Mio. € pro Jahr für die medi-

zinische Behandlungspflege an die Pflegekassen zahlen, deckt die tatsächlichen Kosten 

nicht und eine Entlastung der Pflegebedürftigen wird dadurch ebenfalls nicht erreicht.“ 

„Schlichtweg ablehnen müssen wir zudem die geplante Anrechnung ambulanter Leistungen 

bei der Tagespflege. Dies gefährdet den Bestand dieses wichtigen Versorgungsangebotes 

und führt zu einer Belastung der Pflegebedürftigen sowie ihrer pflegenden Angehörigen. Ge-

rade die stundenweise Entlastung nutzen Angehörige vermehrt, um den Pflegealltag bewälti-

gen zu können“, erklärt Wesemann abschließend. „Noch können die Pläne des Ministeriums 

so nachgebessert werden, dass es zu einer für alle zufriedenstellenden Reform kommen 

kann. Wir stehen für Gespräche bereit.“ 

Der DEVAP hat mit seinem Strategiepapier „DEVAP Altenarbeit und Pflege 2021 bis 2025“ 

eine Roadmap veröffentlicht, die als Leitlinie für die Umsetzung einer nachhaltigen und aus-

kömmlichen Pflegereform dienen kann.  

Kontakt: 

Anna Leonhardi, Geschäftsführerin  

030 83001-277  

E-Mail: info@devap.de 

https://www.devap.de/fileadmin/Mediathek/03_Unsere_Aktivitaeten/pdf/devap_strategiepapier_2025_content_web_final.pdf

